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17 C 80110 Verkündet am 28.01.2011!D.
J ustrzbeschantgte
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle

Amtsgericht Euski rchen

tM NAMEN DES VOLKES

U rteil

ln dem Rechtsstreit

der Fra Bad Münstereifel,

Bad Münstereifel,des Herrn

Prozessbevollmächtigte :

Kläger,

Rechtsanwälte Lutz Stader, Grünewalder Str.

30,42657 Solingen,

gegen

die Regionalgas Euskirchen GmbH & Co. KG, vertr. d. d. Regionalgas Euskirchen

Venrualtungs- und Beteiligungsgesellschaft mbH, d. vertr. d d GF|J
Münsterstr. 9, 53881 Euskirchen,

Beklagte,

Prozessbevol lmächtigte :

hat das Amtsgericht Euskirchen

im schriftlichen Verfahren mit Einverständnis der Parteien am 28.01 .2011

durch die Richterin am Amtsgericht-

Rechtsanwälte llE

für Recht erkannt:



Die Beklagte wird verurteilt, an die Kläger 2.245,U € nebst

Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz

seit dem 03.02.2009 sowie vorgerichtliche Anwaltskosten in

Höhe von 330,34 € nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozenlpunkten

über dem Basiszinssatz seit dem 03.02.2009 zu zahlen

Die Kosten des Rechtsstreits trägt die Beklagte

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.

Die Beklagte kann die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung --L.

in Höhe von 110% des zu vollstreckenden Betrages abwenden,

sofern nicht die Kläger vor der Vollstreckung Sicherheit in
gleicher Höhe leisten.

Tatbestand

Die Kläger schlossen mit der Beklagten einen Gasversorgungs-Sondervertrag,

wonach sich die Beklagte verpflichtete, das Wohnhaus der Kläger in Bad

Münstereifel mit Gas zu beliefern. Für diese Kunden bietet die Beklagte

Sondervertragspreise in den Tarifen Wohnraum I (bis 17 .143 kWh/Jahr) und

Wohnraum ll (über 17.143 kwh) an und nimmt eine so genannte Bestabrechnung

nach dem für den Kunden günstigsten Tarif vor. ln $ 2 Nr. 1 des

Gasversorg u ngs-Sondervertrages war neben einem monatlichen Gru ndpreis ein

Nettoarbeitspreis von 3,15 cUkWh vereinbart worden. ln $ 2 Nr. 2 des Vertrages heißt

es weiter, dass der vorstehende Gaspreis sich ändert, wenn eine Anderung der

Allgemeinen Tarifpreise für Gas eintritt. ln $ 5 ist geregelt, dass der Sondervertrag

erstmals nach Ablauf von 24 Monaten nach Vertragsbeginn und danach jeweils drei

Monate zum Ende eines Abrechnungsjahres von einer der beiden Seiten schriftlich

gekündigt werden kann. $ 6 des Vertrages venveist auf die jeweils gültigen

,,Allgemeinen Bedingungen für die Gasversorgung (AVBGasV)", die wesentlicher

Bestandteil des Vertrages sind und für den Fall gelten sollten, dass in dem

Sondervertrag nichts anderes vereinbad wurde.

Für die Abwicklung des Vertragsverhältnisses erteilten die Kläger der Beklagten eine
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Einzugsermächtigung von ihrem Konto, so dass die monatlichen

Abschlagszahlungen und die sich aufgrund der Jahresrechnungen ergebenden

Beträge abgebucht werden konnten.

Die Beklagte hat im Laufe der Jahre unter Hinweis auf die Preisanpassungsklausel

verschiedene Preisänderungen, z.T. Preissenkungen, aber übenruiegend

Preiserhöhungen, vorgenommen und legte diese Preise ihren jeweiligen

Jahresabrechnungen zugrunde.

Die Kläger bezahlten die Abrechnungen, widersprachen jedoch erstmalig mit

Schreiben vom 29.05.2007 der angekündigten Preiserhöhung der Beklagten und

erklärten, die erhöhten Beträge nur unter Vorbehalt zu zahlen.

Nachdem andere Kunden der Beklagten im Februar 2005 Klage auf Feststellung der

Unbilligkeit der Gaspreiserhöhung erhoben haben und dieser Rechtsstreit durch die

lnstanzen ging, hat der Bundesgerichtshof mit Urteil vom 17.12.2008 festgestellt,

dass die Erhöhungen der Erdgaspreise ab dem 01.01.2005 unwirksam waren.

Die Kläger fordeften deshalb die Beklagte auf, eine Rückerstattung vorzunehmen.

Nachdem die Beklagte eine Rückzahlung mit Schreiben vom 22.09.2009 abgelehnt

hatte, wurde sie nochmals mit Anwaltsschreiben vom 30.11.2009 aufgefordert, den

von den Klägern errechneten Beträge bis zum 14.12.1009 zu erstatten. Als die

Beklagte nicht zahlte, haben die Kläger Klage erhoben. Der Berechnung ihres

Anspruches legen sie den im Zeitpunkt des Vertragsschlusses geltenden Arbeitspreis

von 3,15 cUkWh netto zu Grunde.

Die Kläger sind der Ansicht, dass im Hinblick auf die BGH Entscheidungen ein

Rückzahlungsanspruch aus dem Gesichtspunkt der ungerechtfertigten Bereicherung

gegeben sei.

Auf einen Wegfall der Bereicherung könne sich die Beklagte nicht berufen, da in

Höhe des von den Klägern nicht geschuldeten Betrages eine Bereicherung bei der

Beklagten verbleibe.

lm Übrigen hätte die Beklagte ab 2005, d.h. ab dem Zeitpunkt als die ersten

Prozesse über die strittigen Gaspreiserhöhungen geführt wurden, für den Fall der

Rückzahlungen Rückstellungen bilden müssen, wozu sie auch wirtschaftlich in der

Lage gewesen wäre.



Die Kläger beantragen,

die Beklagte zu verurteilen, an sie 2.299,44 € nebst Zinsen in Höhe von 5
Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 03.02.2009 sowie
330,43 € vorgerichtliche Anwartskosten nebst Zinsen in Höhe von 5
Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 03.02.2009 zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

sie hält die vorgenommenen preiserhöhungen für verbindlich.

Aus der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes vom 17.12.200g und 14.07.2010
ergebe sich zwar, dass eine Preisänderung nicht auf die Regelung des $ 2 Ziffer 2
des Sondervertrages gestützt werden und die vorbehalflose Zahlung durch den
Kunden nach Übersendung einer auf der preiserhöhung beruhenden
Jahresrechnung nicht als stillschweigende Zustimmung angesehen werden könne.

Ein einseitiges Preisänderungsrecht ergebe sich aber nach Ansicht der Beklagten
aufgrund einer ergänzenden Vertragsauslegung gemäß den gg 133, 157 BGB Eine
solche Beurteilung habe auch der Bundesgerichtshof in seiner Entscheidung vom
14.07.2010 unter bestimmten Voraussetzungen für möglich gehalten.

Diese Voraussetzungen seien im vorliegenden Fall erfüllt, denn es handele sich um
ein langjähriges Gasversorgungsverhältnis, der Kunde habe den preiserhöhungen

lange Zeit bis zu dem ersten Widerspruchschreiben vom 29.OS.2OO7 nicht
widersprochen und die Kläger machten für länger zurück liegende Zeitabschnitte die
unwirksamkeit geltend. Ferner ergebe sich aufgrund der gestiegenen

Gestehungskosten ein Missverhältnis zwischen Leistung und Gegenleistung.

Zudem führe der Wegfall der Klausel zu einem Ergebnis, dass das Vertragsgefüge
einseitig zugunsten des Kunden verschiebe. Dem habe die Beklagte auch nicht
durch Kündigung entgegentreten können, da zum einen die Kündigung nur ex nunc
wirke und die in der Vergangenheit liegenden Ungleichheiten nicht beseitigen könne.
Zum anderen sei es ihr aus rechflichen Gründen venrvehrt gewesen, die
Vertragsverhältnisse zu kündigen, weil sie bis 2008 in dem Versorgungsgebiet
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alleiniger Anbieter von Erdgas gewesen sei und quasi eine Monopolstellung im sinne

von $ 19 GWB innegehabt habe.

Auch die Voraussetzungen der ergänzenden Vertragsauslegung lägen vor, denn ein

ansonsten gültiges Rechtsgeschäft weise in einem regelungsbedürftigen Punkt, wie

nämlich im Falle der Preiserhöhung zu verfahren sei, eine Lücke auf. Diese Lücke

könne nur durch Heranziehen des hypothetischen Parteiwillens und nicht durch

Heranziehen des dispositiven Rechtes ergänzt werden.

Auszugehen sei davon, was die Parteien bei einer angemessenen

lnteressenabwägung nach Treu und Glauben als redliche Vertragspartner vereinbart

a hätten. Dabei sei abzuwägen das lnteresse der Kläger als Verbraucher an einer

ausreichenden Gasversorgung zu einem angemessenen Preis und das lnteresse der

Beklagten, ihre Gewinnspanne trotz nachträglicher Kostensteigerung zu sichern.

Durch das einseitige preisänderungsrecht solle im lnteresse des Kunden verhindert

werden, dass mögliche künftige Kostenerhöhungen vorsorglich schon bei

Vertragsschluss durch Risikozuschläge berücksichtigt werden. Andererseits sei die

Beklagte unter wirtschaftlichen Aspekten gezwungen, Preiserhöhungen im Rahmen

der Verträge mit den Vorlieferanten an den Kunden aufgrund eines einseitigen

preisänderungsrechtes weiterzugeben. Um beiden Seiten gerecht zu werden, hätte

man die Regelung des g 5 Abs. 2 GasGW bzw. des $ 4 der Vorgängerregelung,

unverändert in die Sonderverlräge übernommen, was nach der Rechtsprechung des

^ BGH keine unangemessene Benachteiligung für den Kunden darstelle.

Bei übernahme der Regelung des g 5 Abs. 2 GasGW hätte eine Billigkeitsprüfung

der preiserhöhungen gemäß S 315 BGB zu erfolgen. Die Überprüfung würde dann

ergeben, dass die Erhöhungen billig sind, soweit die gestiegenen Bezugskosten nicht

durch rückläufige andere Kosten ausgeglichen würden.

Ferner vertritt die Beklagte die Auffassung, dass der zwischen den Parteien

geschlossene Gasversorgungs-Sondervertrag insgesamt gem. S 306 Abs. 3 nichtig

sei, da der Wegfall der preisanpassungsklausel zu einer unzumutbaren Härte für die

Beklagte führe. Die Kosten der Beklagten zur Beschaffung des Erdgases und zur

Belieferung der Kläger seien durch den ursprünglich vereinbarten Arbeitspreis nicht

mehr gedeckt, so dass sich ein krasses Ungleichgewicht von Leistung und

Gegenleistung ergebe. Der Vertrag wäre in der Form nicht geschlossen worden,

wenn er keine Anpassungsklausel enthalten hätte. Auch im Hinblick auf die zu
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erwartenden zahlreichen Rückforderungen sei von einer Unzumutbarkeit und damit

verbundenen Unwirksamkeit des gesamten Vertrages auszugehen. Die Rechtsfolge

des $ 306 Abs. 3 BGB sei eine Rückabwicklung des Vertrages, wobei der von den

Klägern geltend gemachte Anspruch unter Berücksichtigung der Saldotheorie zu

berechnen sei. Der Wert der Leistung der Beklagten bestehe in der Lieferung des

Erdgases nach dem jeweils abgerechneten Preisen. Sämtliche Aufiruendungen, die

von Seiten der Beklagten im Zusammenhang mit der Belieferung der Kläger getätigt

wurden, seien bei der Wertermittlung zu berücksichtigen.

lm Übrigen ist die Beklagte der Ansicht, dass ein Verstoß gegen Treu und Glauben

gem. 5 242 BGB vorliege, da sich die Kläger erst nach längerer Zeit auf die

Unwirksamkeit der Preiserhöhung berufen hätten. Die Kläger hätten über Jahre

hinweg die Jahresrechnungen bis zu ihrem ersten Schreiben vom 29.05.2002

vorbehalt- und widerspruchslos beglichen.

Des Weiteren beruft sich die Beklagte auf Entreicherung, da alles, was sie von den
Klägern erlangt habe, im Wesentlichen aufgewandt worden sei, um die Kunden auch
weiterhin mit Erdgas beliefern zu können.

Hinsichtlich der für das Jahr 2005 geltend gemachten Rückzahlungsansprüche
erhebt sie die Einrede der Verjährung.

Bezüglich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den
Akteninhalt Bezug genommen.

Entscheidungsgründe

Die Klage ist zulässig und übenruiegend begründet.

Die Kläger haben einen Anspruch nach g 812 Abs.1 s. 1 1. Alt. BGB auf

RÜckzahlung der Beträge, die über dem vereinbarten Arbeitspreis von 3,15 cVkWh

hinaus aufgrund der Preiserhöhungen vom 24.02.2005 bis 03.02.2009 gezahlt

wurden, da die von der Beklagten gegenüber den Klägern vorgenommenen

Gaspreiserhöhungen für diesen Zeitraum unwirksam sind .

Es fehlt insoweit an einem Rechtsgrund.
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Die streitgegenständlichen Preiserhöhungen ergeben sich weder aus der

vertraglichen Regelung des zwischen den Parteien geschlossenen Gasversorgungs-

Sondervertrages, noch sind die Erhöhungen später zwischen den Parteien

ausdrücklich oder konkludent vereinbaft worden.

Die im Gasversorgungs-Sondervertrag enthaltene Preisänderungsregelung ist

unwirksam.

Auf den Gasversorgungs-Sondervertrag finden zwar die SS 308 und 309 BGB gem. $

310 Abs. 2 BGB keine Anwendung. Die Preisanpassungsregelung in einem

Sondervertrag unterliegt jedoch als Nebenabrede der lnhaltskontrolle gem. S 307

BGB und ist insoweit unwirksam, da sie nicht klar und verständlich ist und den

Kunden unangemessen benachteiligt (BGH Urteil vom 17.12.2008 Az. Vlll ZR

274t06).

Die Unklarheit ergibt sich daraus, dass aufgrund der Preisänderungsklausel nur das

,,ob" und nicht das ,,wie" geregelt ist und für den Verbraucher nicht ersichtlich wird,

in welcher Relation zum Tarifpreis sich auch der Preis für Sonderkunden verändert.

Da der Kunde die Berechtigung der Gaspreisveränderung nicht hinreichend

nachprüfen kann, weil nicht klar geregelt ist, wie sich der vereinbarte Gaspreis bei

einer Anderung des Tarifpreises entwickelt, liegt darin auch zugleich eine

unangemessene Benachteiligung der Verbraucher.

Diese Benachteiligung wird nicht dadurch beseitigt, dass der Kunde ein

Kündigungsrecht hat, denn dieses gilt - mit Ausnahme des Wohnungswechsels - nur

zum Ende des Abrechnungsjahres und ist an eine Frist von drei Monaten gebunden.

Das Recht zu kündigen, kann praktisch als Reaktion auf die Preiserhöhung nicht

ausgeübt werden, da die Mitteilungen der Beklagten über bevorstehende

Erhöhungen des Gaspreises kurzfristig erfolgen

Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus der Verweisung auf die AVBGaSV und

damit auf die Kündigungsmöglichkeit bei Tarifänderungen gem. S 32 Abs. 2

AVBGasV . lnsoweit ist unklar im Sinne von $ 307 Abs.1 Satz 2 BGB, ob diese
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Regelung im Hinblick auf das im Sondervertrag geregelte Kündigungsrecht

anwendbar und im Falle der Preisänderung einschlägig ist (BGH Urteil vom

17.12.2048 Az. Vlll ZR 274106 Rz. 23 ).

Ein Recht, die Gaspreise aufgrund der Klausel des Sondervertrages einseitig zu

erhöhen, hat die Beklagte nicht, mit der Folge, dass die streitgegenständlichen

Preiserhöhungen nicht wirksam sind.

Anstelle der unwirksamen Preisänderungsklausel tritt auch nicht ein

Preisänderungsrecht der Beklagten gem. S 4 AVBGasV bzw. aufgrund der

Nachfolgeregelung des g 5 GasGW.

Eine unmittelbare Anwendung des S 4 AVBGasV scheidet aus, weil diese Vorschrift

nur für Tarifkunden und nicht für den Bereich der Sonderkunden gilt.

Eine entsprechende Anwendung kommt im vorliegenden Fall ebenfalls nicht zum

Tragen.

Der Gasverordnung kommt zwar eine gewisse Leitbildfunktion zu, weil sie eine

Wertentscheidung verkörpert, die der Verordnungsgeber im Tarifkundenbereich

getroffen hat und sie damit auch Hinweise enthält, was im Verhältnis zu

Sondervertragskunden als angemessen gilt (BGH Urteil vom 17.12.2008 Az. Vlll ZR

274106 Rz. 20). Der Bundesgerichtshof hat jedoch klargestellt, dass sich der

vorliegenden Preisanpassungsklausel eine entsprechende Übernahme der Regelung

des $ 4 AVBGasV bzw. des $ 5 GasGW schon deshalb nicht entnehmen lässt, weil {
nicht klar ist, wie die Preisänderungen bei Vorliegen der Voraussetzungen zu

erfolgen haben (BGH aaO R2.21).

Die Preisanpassungen beruhen auch nicht auf einer vertraglichen Vereinbarung. Die

Preiserhöhungen sind weder ausdrücklich noch konkludent vereinbart worden,

obwohl die Kläger nach Mitteilung der Preisänderungen weiter Gas von der

Beklagten bezogen haben.

Der Bundesgerichtshof hat in seiner Entscheidung vom 14.07.2010 (Az. Vlll ZR

246108 Rz. 57) eindeutig klargestellt, dass bei einer einseitigen Preiserhöhung eines

Gasversorgungsunternehmens aufgrund einer Preisanpassungsklausel, die

unwirksam ist, die vorbehaltlose Zahlung des erhöhten Preises durch den Kunden

nach Übersendung einer auf der Preiserhöhung basierenden Jahresabrechnung
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nicht als stillschweigende Zustimmung zu dem erhöhten Preis angesehen werden

kann. Es bedurfte danach nicht einmal eines Widerspruches seitens der Kunden.

Auch die Rechtsprechung zu einseitigen Preiserhöhungen in einem

Tarifkundenvertrag hat der Bundesgerichtshof ausdrücklich nicht auf die Fälle

übertragen, in denen es bereits an einem wirksamen Preisanpassungsrecht fehlt,

weil die Preisanpassungsregelung unwirksam ist (BGH Urteil vom 14.07.2010 Vlll ZR

246110 Rz. 59). Denn anders als bei sondervertragskunden besteht im

Tarifkundenbereich kein Zweifel an der grundsätzlichen Berechtigung zu

Preisanpassungen aufgrund der Regelung des g 4 Abs.1 und 2 AVBGasV bzw.

aufgrund der Neuregelung in $ 5 Abs.2 GasGW. Es besteht nur Ungewissheit, ob

die Preisanpassung der Billigkeitskontrolle gem. S 315 Abs. 3 BGB standhält. Damit

eine solche gerichtliche Überprüfung stattfindet, muss der Kunde die lnitiative

ergreifen und Klage erheben.

Auch sonstige Anhaltspunkte, wonach die Beklagte auf Grund des Verhaltens des

Kunden von einer stillschweigenden Vertragsänderung ausgehen durfte, liegen nicht

vor. Die Kläger haben sogar der Mittelung der Beklagten über die bevorstehende

Preisänderung mit Schreiben vom 29.05.2007 widersprochen und die Zahlungen nur

unter Vorbehalt geleistet. Deutlicher kann der Kunde nicht zum Ausdruck bringen,

dass er mit den Preiserhöhungen nicht einverstanden ist.

Nach den allgemeinen Vorschriften fehlt es ebenfalls an einem Rechtsgrund für das

einseitige Preisanpassungsrecht der Beklagten.

sind allgemeine Geschäftsbedingungen ganz oder teilweise nicht

Vertragsbestandteil geworden oder - wie die hier streitgegenständliche

Preisanpassungsklausel - unwirksam, so bleibt der Vertrag im Übrigen wirksam gem.

S 306 Abs.1 BGB. Der lnhalt richtet sich dann gem S 306 Abs. 2 BGB nach den

gesetzlichen Vorschriften, wozu auch die Regelungen der ergänzenden

Vertragsauslegung gem. den gg 157,133 BGB gehören.

Zwar hat der Bundesgerichtshof in seiner Entscheidung vom 14.07.2010 (BGH Az.

Vlll ZR 246108 Rz. 52) offen gelassen, ob sich unter bestimmten Voraussetzungen

ein einseitiges Preisanpassungsrecht des Gasversorgers im Wege der ergänzenden

Vertragsauslegung herleiten lässt. Aber diese Voraussetzungen sind im vorliegenden

Fall nicht gegeben, auch wenn das Vertragsverhältnis bereits seit längerer Zeit
besteht.
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Eine ergänzende Vertragsauslegung kommt nämlich nur dann in Betracht, wenn sich

die durch den Wegfall der unwirksamen Klausel entstandene Lücke nicht durch

dispositives Recht füllen lässt und dies zu einem Ergebnis führt, das den

beiderseitigen lnteressen nicht mehr in vertretbarer Weise Rechnung trägt, sondern

das Vertragsgefüge einseitig zugunsten des Kunden verschiebt (BGH Urteil vom

17.12.2008 Az. Vlll ZR 274106 Rz. 25), was vorliegend nicht der Fall ist.

Der Beklagten steht nämlich das Recht zu, sich nach Ablauf der zweijährigen

Vertragslaufzeit mit einer Frist von drei Monaten zum Ende des Abrechnungsjahres

vom Vertrag zu lösen. Ein Festhalten an dem vertraglich vereinbarten Preis bis zu

diesem Zeitpunkt ist für die Beklagte zumutbar, zumal sie im Gegensatz zu lhren -
Kunden, die Preisentwicklung eher vorhersehen und sich entsprechend darauf

einrichten kann.

Eine Kündigung des Sondervertrages ist auch nicht gem SS 19, 29 GWB als

missbräuchlich ausgeschlossen, selbst wenn die Beklagte in dem fraglichen Zeitraum

für das Versorgungsgebiet quasi eine Monopolstellung innehatte. Sie hätte den

Kunden eine Anderungskündigung mit einer wirksamen Preisanpassungsklausel

anbieten können. Die darauf beruhenden Preisänderungen hätten bei einer

wirksamen Klausel gem. S 315 BGB auf ihre Billigkeit hin überprüft werden können.

Wenn die Kunden die neuen Verträge nicht akzeptiert hätten, würden sie als

Tarifkundenweiter weiter beliefert werden und hätten ebenfalls die Möglichkeit der :.
Billig keitskontrolle.

Die ergänzende Vertragsauslegung scheitert aber jedenfalls daran, dass nicht

eindeutig feststeht, was die Parteien vereinbart hätten, wenn sie bei Vertragsschluss

die Unwirksamkeit der Klausel bedacht hätten (LG Bonn Urteil vom 03.11.2010 Az. 5

S 218109) . Zwar entsprach es dem Willen der Parteien mögliche Kostensteigerungen

zu berücksichtigen und an den Kunden weiter zu geben, wie die

Preisanpassungsklausel zeigt. Solche Klauseln sind - sofern sie wirksam vereinbart

wurden - gerade auch bei langfristigen Verträgen ein zulässiges Mittel, um auf Dauer

das Gleichgewicht zwischen den Vertragspartnern zu gewährleisten. Gleichwohl lässt

sich im vorliegenden Vertragsverhältnis nicht ermitteln, was die Parteien a)t Frage

der Preisanpassung vereinbart hätten.
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Neben der unwirksamen Preisanpassungsklausel lässt zwar auch die Bezugnahme

auf die entsprechende Regelung in den allgemeinen Tarifen den Willen erkennen, in

gewisser Weise die Preisanpassung an die Veränderung der Tarifpreise zu koppeln.

ln welcher Weise jedoch dies geschehen soll, kann nicht eindeutig festgestellt

werden. ln welchem Umfang die jeweiligen Preisänderungen erfolgen sollten, war

auch bei der Beurteilung der Wirksamkeit der Preisanpassungsklausel nicht eindeutig

zu ermitteln. Der Bundesgerichtshof hat bei der Frage der Auslegung der

umstrittenen Klausel ausgeführt, dass nicht feststellbar sei, welche von mehreren

denkbaren Lösungsmöglichkeiten, die im Einzelnen dargestellt wurden, die

kundenfreundlichste ist (BGH Urteil vom 17.12.2008 Az. Vlll 2R274106 R2.16).

Die gleichen Erwägungen gelten auch für die Frage, welche Regelungen die Parteien

getroffen hätten, wenn sie die Unwirksamkeit der Preisanpassungsregelung bei

Vertragsschluss bedacht hätten. Bei Verweisung auf das gesetzliche

Preisänderungsrecht bliebe nach wie vor unklar, in welcher Weise der Gaspreis im

Sondervertrag vom Gaspreis im Tarifvertrag abhängig sein bzw. sich unterscheiden

soll. Dazu müssten die Parteien eine ergänzende Vereinbarung treffen, deren lnhalt

nicht mit Sicherheit beurteilt werden kann (LG Bonn Urteil 03.11 .2010 Az. 5 S 218/09

Rz. 50).

Der Gasversorgungs-Sondervertrag ist auch nicht insgesamt als nichtig anzusehen,

obwohl die streitgegenständliche Preisanpassungsklausel unwirksam ist. Gem. S 306

Abs. 3 BGB ist nämlich nur dann von einer Gesamtnichtigkeit auszugehen, wenn

das Festhalten am Vertrag auch unter Berücksichtigung der nach Absatz 2

vorgesehenen Anderung eine unzumutbare Härte für eine Vertragspartei darstellen

würde.

Da die Unwirksamkeit von einzelnen Klauseln für den Verwender in aller Regel eine

Verschlechterung seiner Position bedeutet und in seinen Risikobereich fällt, ist $ 306

Abs. 3 BGB eng auszulegen (LG Bonn aaO Rz. 52 m.w. Nachweisen). Für den

Verwender kann deswegen eine unzumutbare Härte nur dann angenommen werden,

wenn durch den Wegfall der unwirksamen Klausel das Vertragsgleichgewicht

grundlegend gestört ist. Dafür reicht nicht jeder wirtschaftliche Nachteil auf Seiten

des Venruenders aus (BGH Urteil vom 09.05.'1996 Az. lll ZR 209/95 NJW RR

1996/1009).

Eine solche einschneidende Störung des Aquivalenzverhältnisses ist im vorliegenden

Fall nicht gegeben, selbst wenn die Beklagte in einigen Fällen gezwungen ist, die
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Kunden zu einem Preis mit Gas zu beliefern, der unter ihren Beschaffungskosten

liegt.

Die Beklagte kann sich nämlich zum Einen nach Ablauf der Mindestvertragszeit

durch Kündigung von dem Vertrag lösen. Das Festhalten an dem Vertrag für eine

gewisse Zeit bis er gekündigt werden kann, stellt für die Beklagte kein unzumutbares

Ergebnis dar (BGH Urteil vom 17.12.2008 Az. Vlll 2R274106 Rz. 26). Die Beklagte

hätte auch Veranlassung gehabt, von ihrem Kündigungsrecht Gebrauch zu machen,

da zum Einen die Kläger mit Schreiben vom 29.05.2007 mitgeteilt haben, dass sie

der angekündigten Gaspreiserhöhung widersprechen und nur unter Vorbehalt zahlen

werden und zum Anderen bereits ab 2005 die streitgegenständliche Klausel

gerichtlich überprüft wurde und die Beklagte damit rechnen musste, dass die

Unwirksamkeit der Preisanpassungsklausel höchstrichterlich festgestellt wird. Sie

hätte ausreichend Zeit gehabt, den Vertrag nach Ablauf der zwei Jahre fristgerecht

zu kündigen und einen neuen Vertrag mit anderen Konditionen zu vereinbaren, um

möglichen wirtschaftlichen Schaden zu vermeiden.

Zum Anderen ist das wirtschaftliche Risiko der Beklagten auf die Zeit begrenzt, in der

noch keine Verjährung eingetreten ist. Die wirtschaftlichen Vorteile, die sie aus der

unwirksamen Klausel über einen längeren Zeitraum gezogen hat, verbleiben ihr

dagegen, so dass auch aus diesem Gesichtspunkt eine unzumutbare Härte zu

verneinen ist.

Die Beklagte kann auch nicht einwenden, dass sie im Hinblick auf die

Entscheidungen des Amtsgerichts Euskirchen vom 5.08.2005 Az. 17 C 260105 und

des Landgerichts Bonn vom 07.09.2006 Az. 8 S 146/05 auf die Wirksamkeit der

Preisanpassungsklausel vertraut und deswegen von der Kündigung der Verträge

abgesehen habe. Das Berufungsgericht hat nämlich die Revision ausdrücklich

zugelassen, so dass die Beklagte mit der Möglichkeit einer anderen Entscheidung

des Bundesgerichtshofes hätte rechnen müssen. Die Beklagte hätte die

Sonderverträge vorsorglich kündigen können, um die wirtschaftlichen Nachteile im

Falle der Unwirksamkeit der Preisanpassungsklausel zu minimieren.

Soweit die Beklagte vorträgt, dass sie im Fall eines stattgebenden Urteiles mit einer

Vielzahl von Rückforderungen rechne und dies für sie wirtschaftlich fatale Folgen

habe, hält das Gericht diesen Einwand für nicht durchgreifend.
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lm vorliegenden Rechtsstreit geht es um einen konkreten einzelnen Vertrag, dessen

Preisänderungsklausel unwirksam ist und nur in diesem Verhältnis ist die Frage der

Unzumutbarkeit zu prüfen. Werden viele vergleichbare Fälle bei der Frage der

Zumutbarkeit mit einbezogen, so verschiebt sich die Rechtslage von einer

individuellen Betrachtung hin zu einer kollektiven, was grundsätzlich dem Zivilrecht -

von einigen Ausnahmen abgesehen - fremd ist NJW 2009,

3125,3128). Der Grundsatz der Relativität der Schuldverhältnisse verbietet es, bei

der Frage der Unwirksamkeit einzelner Verträge auf die Verträge der Beklagten mit

Dritten abzustellen (OLG Koblenz Urteil vom 02.09 .2010 U 1200/09 Kart.).

lm Übrigen haben bislang nur wenige Kunden gemessen an der Vielzahl der

betroffenen Verträge - der Geschäftsführer der Beklagten sprach in den Medien von

ungefähr 52.000 Verträgen - Rückforderungsansprüche gerichtlich geltend gemacht.

Die wirtschaftliche Belastung der Beklagten wird auch dadurch begrenzt, dass die

jeweiligen Ansprüche verjähren und im Laufe des Jahres 2009 neue Verträge mit

den Kunden geschlossen wurden. Der Zeitraum, für den Rückzahlungen zu leisten

sind, wird demzufolge immer kürzer.

Soweit ein Rückzahlungsanspruch gem. S 812 BGB besteht, kann sich die Beklagte

auch nicht auf einen Wegfall der Bereicherung berufen.

Zum einen haben die Kläger ab Mai 2007 nur noch unter Vorbehalt gezahlt. Auf

Leistungen, die unter Vorbehalt erbracht wurden und denen der Empfänger nicht

widersprochen hat, ist S 820 BGB entsprechend anwendbar (Palandt 62. Aufl. S 820

Rdn. 5, BGH NJW 2006, 287 , 288). Von einem Widerspruch der Beklagten zu der

Zahlung unter Vorbehalt ist nicht auszugehen. lm vorliegenden Fall ist vielmehr

anzunehmen, dass die Beklagte entgegen ihrer Einlassung mit dem Vorbehalt der

Rückforderung einverstanden war.

Auf die Schreiben der Kunden wonach sie den Preiserhöhungen widersprechen und

nur unter dem Vorbehalt der Rückforderung zahlen werden, antwortete nämlich die

Beklagte schriftlich und teilte mit, dass sie ohne besondere Aufforderung geänderte

Abrechnungen erstellen werde, für den Fall, dass sich durch die Rechtsprechung

veranlasste Veränderungen der Gaspreise ergeben würden. Die Kläger haben zwat

diesbezüglich nichts vorgetragen, aber aufgrund der vielen bei Gericht

rechtshängigen Klagen mit gleichem Streitgegenstand ist der Verfahrensablauf

bekannt und davon auszugehen, dass auch die Kläger ein solches Schreiben von
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Vertrauenstatbestand entwickelt hat. Das Vertrauen der Beklagten ist jedoch nach

Ansicht des Gerichtes weniger schützenswert, da sie die Venruenderin einer

unwirksamen Klausel ist und damit auch die daraus enarachsenden wirtschaftlichen

Nachteile zu tragen hat. Macht der Gläubiger wegen einer vom Schuldner

pflichtwid rig venruandten Allgemeinen Geschäftsbed ing u ng sei nen Anspruch

zunächst nicht geltend, so ist das Vertrauen des Venruenders in dieses Verhalten

nicht schützenswert (BGH NJW 2008,2254 ff .).

Ferner ist zu berücksichtigen, dass die Beklagte ab 2005 aufgrund der zahlreichen

Widersprüche ihrer Kunden und aufgrund des ersten Verfahrens über die

Rechtmäßigkeit der Preiserhöhungen in Enruägung ziehen musste, dass die

Preiserhöhungen nicht wirksam sind

Die Beklagte kann sich nur hinsichtlich der Ansprüche vom 01.01.2005 bis

Ze.OZ.ZOOSnicht jedoch für den Folgezeitraum bis zum 31.12.2005 auf Verjährung

berufen.

Der Rückzahlungsanspruch unterliegt der regelmäßigen Verjährungsfrist von drei

Jahren gem. S 195 BGB und beginnt gem. S 199 BGB mit dem Schluss des Jahres,

in dem der Anspruch entstanden ist und der Gläubiger von den

anspruchsbegründenden Umständen und der Person des Schuldners Kenntnis

erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen müsste. Zu den

anspruchsbegründenden Umständen gehört nach Ansicht des Gerichtes auch, dass

der Anspruch nachvollziehbar berechnet werden kann. Dies ist jedoch erst mit

Gasverbrauches für die einzelnen Zeitabschnitte und die dafür ermittelten Entgelte

für den Kunden feststeht, wie hoch sein Erstattungsanspruch unter Berücksichtigung

des berechtigten Arbeitspreises ist. Die Abschlagszahlungen für die einzelnen

Monate basieren nur auf einer Schätzung und berücksichtigen den Verbrauch im

Jahresdurchschnitt. Sie stehen unter dem Vorbehalt der endgültigen Abrechnung

und können deswegen noch nicht Grundlage eines möglichen

Erstattungsa nspruches sei n.

Die Verjährungsfrist für den Rückzahlungsanspruch, der sich erst aufgrund der

Jahresrechnung vom 09.03.2006 ergibt, beginnt Ende 2006 und endet mit Ablauf des

31.12.2009. Da die Kläger am 14.12.2009 den Antrag auf Erlass eines

Mahnbescheides gestellt haben und dieser der Beklagten demnächst zugestellt
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wurde, wirkt die Zustellung auf den Zeitpunkt der Einreichung des Antrages zurück,

s 167 ZPO.

Von der richtig berechneten Forderung, war danach nur ein Betrag von 53,60 €

(9.243 kWh x 0,50 ct x 16 %) für den Zeitraum vom 01.01.2005 bis 23.02.2005

geltend gemachten Rückzahlungsanspruch abzuziehen.

Der Zinsanspruch sowie der Anspruch auf die vorgerichtlichen Anwaltskosten

ergeben sich aus den $$ 286 Abs. 2 Nr. 3, 288 Abs.1 BGB, da die Beklagte mit

Schreiben vom 22.09.2009 eine Erstattung endgültig abgelehnt hat..

Die Nebenentscheidungen beruhen auf den SS 92 Abs' 2, 709 ZPO-

Streitwert: 2.299,44 €

am Amtsgericht

Ausgefertigt:

-
Richterin


